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Vorbemerkung. 

Im Jahre 1895 forderte mich der Advokatenverein in Brunn 
auf, in einem Vortrage eine theoretische Darlegung über die 
verschiedenen Wahlsysteme und ihren Wert fttr die Gegenwart 
zu geben. Dieser Vortrag wurde am 31. Mai 1895 abgehalten 
und in der Wochenschrift „Die Zeit" Nr. 38 und 39 publiziert. 
Die große Bedeutung, welche die Wahlrechtsfrage neuestens 
wieder erlangt hat, dürfte eine Wiederveröffentlichung des Vor- 
trages rechtfertigen. Dem unveränderten Abdrucke desselben 
sind „Zusätze" heigegeben. 

A. Menzel. 
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Die Systeme des Wahlrechts. 

1 . Wenn wir die Einrichtungen betracliten, ' welche In den 
heutigen Rulturstaaten das Wahlrecht für die Volksvertretung 
ordnen, so ist der erste Eindruck der einer verwirrenden Bunt- 
heit der Erscheinungen. Sehen wir jedoch näher zu, so lassen 
sich die verschiedenen Wahlsysteme bei aller Mannigfaltigkeit 
der Details auf drei Onindtypen zurückführen: das Wahlsystem 
der histoiiachen Interessenvertretung, des Zensus und des all- 
gemeinen und gleichen Wahlrechtes. Ein viertes System, welches 
als das der idealen Interessenvertretung bezeichnet werden 
könnte, hat lediglich in der Theorie des Staatsrechtes Vertreter 
ge^nden; zur praktischen Geltung ist dieses Wahlsystem bis- 
her nicht gelangt. Diese EinteUung der Wahlsysteme berück- 
sichtigt nur die entscheidenden Grundgedanken. Manche gleich- 
falls bedeutungsvoUe Unterschiede — direktes oder indirektes 
Wahlrecht, Einzelwahl oder Listenskrutinium, reine Majoritäts- 
wahlen oder Proportionalvertretung — lassen wir der Einfach- 
heit wegen in den Hintergrund treten; diese bei allen vier 
Wahlsystemen möglichen Unterscheidungen verdienen eine be- 
sondere Untersuchung. 

Die historische Interessenvertretung knüpft an die 
alten Stände an, d. h. an jene bevorrechteten sozialen Gruppen 
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und Korporationen, welche einst das Steuerbewilligungsrecht und 
eine g'ewiase Mitregierung besessen haben: Adel, Klerus und 
Städte; dazu icommt später noch der Bauernstand, welcher 
zuweilen schon in älterer Zeit eine Vertretung besaß. In dieser 
Starrheit ist das ständische Prinzip gegenwärtig; aüerdings in 
keiner Repräsentativverfassung anerkannt. Schon das in den 
meisten größeren Staaten eingei^hrte Zweikammersystem brachte 
es mit sich, daß die früheren Standesherren in der ersten 
Kammer, dem Ober- oder Herrenhauae eingereiht wurden; hiei- 
hatten auch der hohe Klerus und zuweilen die städtischen Kor- 
porationen Vertreter erhalten. Aber selbst dort, wo auch für 
die zweite Kammer das ständische Prinzip festgehalten wurde, 
erfuhr es mancherlei Modifikationen. An die Stelle des Adels 
tritt der Wahlkörper des rittersohaftlichen oder großen Grund- 
besitzes, der Klerus wird zumeist auf einige Virilstimmen be- 
schränkt; die Bauernkurie wird durch den Wablkörper der Land- 
gemeinden ersetzt; in manchen Verfassungen erhält auch der 
Handels- und Gewerbestand eine besondere Vertretung. Das ist 
der Typus für die Zusammensetzung der Volksvertretung in den 
meisten deutschen Verfassungen, welche in der Zeit zwischen 
1815 und 1848 errichtet wurden, z. B. in Bayern 1818, 
Württemberg 1819, Sachsen 1831. Dieses System der histori- 
schen Interessenvertretung bildet die Grundlage für das gegen- 
wärtig in Österreich geltende Wahlsystem, sowohl hinsichtlich 
der Landtage, als iür das Abgeordnetenhaus des Reichsrates. 
Es erseheint jedoch verknüpft mit dem System des Zenaua, in- 
dem innerhalb der Wahlkörper die Höhe der Steuerleistung für 
die Wahlberechtigung entscheidet. Außerhalb Österreichs steht 
dieses System der Interessenvertretung in keinem größeren 
Staate mehr in Geltung; Österreich selbst hatte für seine Reichs- 
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Vertretung in den Jahren 1848 und 1849 andere Wahlsysteme 
besessen, nämlich zuerst das allgemeine und gleiche Wahlrecht, 
hierauf — in der oktroyierten Verfassung — das System des 



Den strikten Gegensatz zu dem Systeme der historischen 
Interessenvertretung bildet das allgemeine und gleiche 
Wahlrecht. Danach ist jeder männhche, unbescholtene Staats- 
bürger mit Erreichung eines bestimmten Alters, welches meist 
mit der bürgerlichen Volljährigkeit zusamment^lt, gleichmäßig 
wahlberechtigt. Die Bevölkerung wird nicht nach sozialen 
Gruppen oder Ständen zusammengefaßt; die Wahlkörper sind 
nur nach geographischen Bezirken gebildet. Dieses Wahlsystem 
besteht gegenwärtig namentlich für den deutschen Reichstag, 
die französische Deputiertenkammer und die Repräsentationen 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 

Das System des Zensus besteht darin, daß das aktive 
Wahlrecht an besondere, nicht bei jedermann vorhandene Vor- 
aussetzungen geknüpft wird, insbesondere an den Besitz von 
Vermögen in bestimmter Höhe oder bestimmter Art (Grund- 
besitz), an die Leistung von direkten Steuern Überhaupt oder 
in bestimmter Höhe, an den Nachweis der gewöhnlichen oder 
höheren Schulbildung, an den Besitz eines eigenen Hausstandes 
u. dgl. Nicht selten findet sich eine Kombination dieser Vor- 
aussetzungen in der Art, daß das Wahlrecht jedem zuteil wird, 
welcher der einen oder der anderen Voraussetzung genügt 
(Verbindung des Steuer- und Bildungszensus). Dieses Zensus- 
system 'besitzt eine große Elastizität. Es kann dahin führen, 
daß das Wahlrecht ein Privilegium einer kleinen sozialen Gruppe 
bildet. Dies war z. B. der Zustand- in Frankreich zur Zeit der 
Restauration der Bourbonen (1815 bis 1830), wo es im ganzen 
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ungefähr 80.000 Wähler gab, bei einem Steuerzeaaus von 
300 Franks. Es kann aber anderaeits dieses System die Vor- 
ansset Zungen des Wahlrechtes so leicht erreichbar gestalten, 
daß der praktische Unterschied vom allgemeinen Wahlrecht 
nicht bedeutend erscheint. So genügt z. B. in Italien ein Zeugnis 
Ober den Besuch der Volksschule; in Portugal ist wahlberechtigt, 
wer lesen und schreiben kann oder Familienvater ist; in Däne- 
mark und in den englischen Städten, wer eine eigene Haus- 
haltung führt. Ein eigentlicher Steuerzensus ist hingegen auf- 
gestellt in den Verfassungen Ungarns, Spaniens und einiger 
deutscher Mittelstaaten. 

Eigentümlich ist die Verwendung des Zensus zu einer 
bloßen Abschwächung des allgemeinen Wahlrechtes; 
hier wird das allgemeine Wahlrecht prinzipiell anerkannt, jedoch 
das Gewicht der Stimmen ungleich bestimmt. Dies kann da- 
durch geschehen, daß man einer Gruppe von Wählern, welche be- 
stimmte Eigenschaften besitzen, mehr als je eine Stimme zuer- 
kennt. Das ist das System der Pluralität, wie es in der kürz- 
lich revidierten belgischen Verfassung Anerkennung gefunden 
hat. Die Ungleichheit des Wahlrechtes kann aber auch auf 
anderem Wege herbeigeführt werden, indem durch die Ein- 
reihung der Wähler in verschiedene Wahlkörper einzelnen 
Gruppen, namentlich den höher Besteuerten, trotz des allge- 
meinen Wahlrechtes ein größerer Einfluß auf die Wahlen ge- 
währt wird. Auf dieser Grundlage ruht das preußische Drei- 
klassensystem. Eine, wenn auch geringfügige Abschwächung des 
allgemeinen und gleichen Wahlrechtes könnte auch in dem 
Prinzipe des unentgeltlichen Funktionierens der Volksvertreter 
(Diätenlosigkeit) erbUckt werden, wodurch es vermögenslosen 
Personen erschwert wird, ein Abgeordnetenmandat anzunehmen. 
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Diese wenigen Bemerkungen dürften zur Orientierung: über 
die gegenwärtig in Geltung befindlichen Wahlsysteme genügen 
Das — bisher nur in der Theorie existierende — System der 
idealen Interessenvertretung verwirft zwar das ständische 
Prinzip als Grundlage für die Wahlen in die Volksvertretung, 
ebenso aber die Verteilung der Wahlkörper bloß nach örtlichen Be- 
zirken. Es sollen alle Volkselemente nach natürlichen Interessen- 
gruppen zusammengefaßt werden und jede Interessengruppe eine 
entsprechende Anzahl Vertreter in das Parlament entsenden. 
Wir werden uns bei der Besprechung der Wahlsysteme mit der 
näheren Ausgestaltung dieser Theorie beschäftigen. 

2. Wir gelangen nun zu unserer eigentlichen Aufgabe, der 
BeurteQung der verschiedenen Wahlsysteme vom Standpunkte 
des allgemeinen Staatsrechtes. Hier ist von vornherein eines 
klar. Es kann sich nur um eine relative Wertschätzung handeln. 
Das Bestreben nach der Auffindung eines für alle Zeiten und 
Völker passenden „besten" Wahlsystemes wäre nicht anders zu 
beurteilen, als die Bemühung zur Aufstellung einer besten 
Staatsform oder Verfassung überhaupt. Solche Bestrebungen 
sind in der Gegenwart schon ziemlich selten geworden. Viel 
mehr Anhänger hat das entgegengesetzte Extrem, nämlich die 
Behauptung, daß jede Untersuchung über den Wert einer poli- 
tischen Einrichtung zwecklos sei; es handle sich stets um eine 
wirtschaftliche Machtfrage. 

Es ist hier nicht der Ort, uns mit dieser aus der mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung abgeleiteten Folgerung aus- 
einanderzusetzen und die Bedeutung der wirtschaftlichen Macht- 
verhältnisse für die politischen Einrichtungen auf ihr gehöriges 
Maß zurückzuführen. Das Eine kann ja immerhin zugegeben 
werden: Ein Wahlsystem, welches mit den in einem Staate be- 
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stehenden wirtschaftlichen Machtverhältnissen im Widerspruch 
steht, wird auf die Dauer nicht haltbar sein. 

Einen zweiten, mindest ebenso wichtigen Faktor für die 
Beurteilung von politischen Einrichtungen bilden jedoch die 
ethischen und rechtlichen Anschauungen eines Volkes. 
Ein Wahlsystem, welches mit diesen Anschauungen im Wider- 
spruche steht, erscheint verwerflich, ma^ dieses System an- 
geblich noch so große innere Vorzüge besitzen. Umgekehrt 
kann ein von unserem Standpunkte „ungerechtes" Wahlsystem 
befriedigend wirken, wenn es jenen Anschauungen entspricht. 

Dieser Maßstab hat freilich einen begrenzten Wert. Er 
versagt namentlich dann, wenn die ethischen und rechtlichen 
Anschauungen eines Volkes gespalten sind, so oft nämlich die 
durch eine geltende politische Einrichtung benachteiligten 
Klassen zum Bewußtsein der „Ungerechtigkeit" jener Ein- 
richtungen gelangen, die durch dieselbe Einrichtung begünstigten 
Oesellächaftsschichten jedoch sich der ethischen Verwerflichkeit 
der betreffenden Institution nicht bewußt sind. Es wäre jedoch 
ein Irrtum, anzunehmen, daß diese Situation häutig vorkommt 
oder doch lange andauert. Die Geschichte zeigt vielmehr, daß 
die Wandlung in den politischen und sozialen Anschauungen 
auch jene gesellschaftlichen Kreise ergreift, welche vom Stand- 
punkte des reinen Klassenegoismus aus der angestrebten Ver- 
änderung keinen Vorteil zu erwarten haben; nicht selten nehmen 
die Reformgedanken sogar aus diesen Kreisen ihren Weg. Ans 
diesem Grunde erseheint es daher durchaus nicht als eine un- 
lösliche Aufgabe, eine Wandlung der ethischen und Rechts- 
anschauungen schon in einem Zeitpunkte festzustellen, in 
welchem die Reform der betreffenden sozialen oder politischen 
Einrichtung noch aussteht. Ehe diese Reform zur Durch- 



t: Google 



fühning gelangt, kann natürlich ein längerer Zeitraum vergehen. 
Die durch die angestrebte Veränderung in ihren wirkliehen oder 
vermeintlichen Intereasen bedrohten Gesellschaftskreise können, 
entgegen ihrer besseren Überzeugung, d, h. entgegen den ver- 
änderten ethischen Anschauungen, der Reform Widerstand ent- 
gegensetzen. Daa sind dann die wahrhaft kritischen Zeiten im 
Leben der Staaten, welche zu tiefen Spaltungen oder gewalt- 
samen Umwälzungen fiihren. 

Neben diesem den herrschenden Ideen entnommenen Maß- 
stab för die Beurteilung von Staats einrichtungen verlangen die 
tatsächlichen Unterlagen, insbesondere die wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der Zusammenhang mit den sonstigen 
Einrichtungen des Staates die vollste Berücksichtigung. 
Wenn z. B. ein Wahlsystem auf wirtschaftlichen Interessen- 
gegensätzen aufgebaut war, welche zu bestehen aufgehört oder 
doch an ihrer Bedeutung erheblich verloren haben, während sich 
völlig neue Klassen herausbildeten, so hat ein solches Wahl- 
system — ganz unabhängig von der Wandlung in den ethischen 
Anschauungen — seine Existenzberechtigung verloren. Derselbe 
Fall tritt bei einem auf den Steuerzensus gegründeten Wahl- 
system ein, sobald das Steuersystem d^s betreffenden Staates 
eine völlige Umwandlung durchmacht. Ein ausschließlich auf 
den Orundbesitz gestütztes Wahlrecht kann durch die wachsende 
Bedeutung des mobilen Kapitales seine frühere Alleinheri^chaft 
nicht mehr auf die tatsächlichen Verhältnisse stützen u. dgl. 

Höchst wichtig ist der Zusammenhang des Wahlrechtes 
mit den übrigen politischen Einrichtungen eines Staates. Findet 
doch das Wahlrecht nicht in sich selbst seine Bestimmungen; 
es ist nur Instrument zur Bildung der Volksvertretung. Diese 
Institution hat ganz speziUsche Aufgaben. Es geht daher nicht 
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an, oder es ist doch mindestens sehr bedenlüicb, das Wahl- 
recht aller Vertretungskörper, insbesondere Parlament, Provin- 
ziallandta^, Kommunal Vertretung und sonstige Selbstverwal- 
tungekörper nach den gleichen Gesichtspunkten zu beurteilen. 

Worin besteht nun aber die spezielle Aufgabe der Volks- 
vertretung? Auch diese Frage läßt sich nicht für alle Zeiten 
und Völker gleichmäßig beantworten. Die Repräsentatiwerfassung 
hat zwar erst eine kurze Entwicklungsgeschichte; die Ansichten 
über diese Institution waren nicht inmier dieselben; auch der 
national' verschiedene Charakter des Parlamentes läßt sich nicht 
verkennen. Dennoch dürfte es für die Gegenwart möglich sein, 
die Aufgabe der Volksvertretung wenigstens generell zu kenn- 
zeichnen, etwa so: Die Wahrnehmung der allgemeinen staatlichen 
Interessen durch die Teilnahme an der Gesetzgeljung und die 
Kontrolle der Staatsverwaltung. Hierin gelangt sowohl der Gegen- 
satz zu den mittelalterlichen Ständen, als zu den heute vorhandenen 
sonstigen Vertretungskörpern wohl genügend zum Ausdruck. 

Diese Aufgabe der Volksvertretung wird um so sicherer 
erfüllt werden, je mehr ihre Mitglieder befähigt und gewillt 
sind, die allgemeinen staatlichen Interessen wahrzunehmen und 
durchzusetzen. Je mehr ein Wahlsystem die Eignung besitzt, 
Vertreter dieser Gesinnung in das Parlament zu entsenden, 
desto wertvoller erscheint es vom Standpunkte des Zweek- 
gedankens. 

Indem wir die bisherigen Erwägungen zusammenfassen, er- 
halten wir als leitende Gesichtspunkte für die Beurteilung der' 
Wahlsysteme; die sittlich -rechtlichen Anschauungen der Zeil, 
die tatsächlichen, insbesondere wirtschaftlichen Verhältnisse, 
endlich die Garantien für eine der Aufgaben der Volksvertre- 
tung entsprechende Zusammensetzung derselben. Diese Gesichts- 
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punkte halten wir für die methodisch richtigen, obgleich aie 
bisher selbst in wissenschaftlich gehaltenen Untersuchungen 
häutig außer acht gelassen wurden. Es ist ja richtig, daß bei 
solchen, mit der Politik eng verknüpften Fragen die politischen 
Anschauungen des Schriftstellers wenigstens unbewußt seinen 
Gedankengang beeinflussen werden. Allein mit Recht wird von 
einer staatsrechtlichen Untersuchung verlangt werden können, 
daß wenigstens nicht im vorhinein ein parteipolitischer Stand- 
punkt den Ausgangspunkt bilde. Wenn wir daher in einer 
kürzlich erschienenen Broschüre über die österreichische Wahl- 
reform*) lesen, daß ein bestimmtes Wahlsystem verwerflieh sei, 
weil es den „öden Klerikalismus" fordere oder der „Reaktion" 
Vorschub leiste, so kann hierin eine „staatsrechtliche Betrach- 
tung" schwerlich erblickt werden. 

3. Über das ständische Prinzip als Grundlage des Wahl- 
rechtes brauchen wir nicht viel Worte zu verlieren. Niemand 
kann bezweifeln, daß die alten Stände als privilegierte und 
rechtlich geschiedene Bevölkerungsklassen in der Gegenwart 
nicht mehr bestehen. Die Privilegien des Adels sind beseitigt, 
der tiefgreifende Unterschied zwischen Bürger und Bauer ver- 
schwunden. Nicht einmal als wirtschaftliche Berufsstände haben 
jene historischen Gruppen eine erhebliche Bedeutung in der 
Gegenwart. Es fehlen also die tatsächlichen Unterlagen für das 
System der historiach'en Interessenvertretung. Dazu kommt ^ 
und das fällt noch mehr ins Gewicht, — daß die heutige Volks- 
vertretung ganz anders aufgefaßt wird, als die durch die Land- 
■ stände gegebene Repräsentation. Die Landstände traten dem 



*) E. Lingg, Allgemeines Wahlrecht. Staatsrechtliche Betrach- 
tungen zur Ssterr. Wahlreform. 1895. 
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Landesherrn als perBÖnlich berechtierte Subjekte gegeoüber, 
welche bloß ihre eigenen Rechte und Interessen vertraten. Die 
Gegenwart erblickt im Parlamente die Repräsentation des 
Volkes und erkennt als dessen Aufgabe die Wahrung der all- 
gemeinen Interessen der Staatsbürger. 

So ist es denn begreiflich, daß die historische Interessen- 
vertretung in der Wissenschaft des allgemeinen Staatsrechtes 
keinen Anhänger mehr besitzt. Der letzte Versuch, das stän- 
dische Prinzip tür die heutige Volksvertretung theoretisch zu 
rechtfertigen, wurde von dem geistvollen, aber einseitigen Stahl 
unternommen (Staatslehre, 3. Aufl., S. 322); die logischen 
Sprünge und Taschenspiel erstüekchen, welche Stahl bei dieser 
Gelegenheit zum Boston gibt, hat Mohi vortrefflich veran- 
schaulicht (Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, I, 445). In dem 
Bewußtsein, das rein ständische Prinzip für die Gegenwart nicht 
mehr rechtfertigen zu können, haben die Anhänger der histo- 
rischen Interessenvertretung neue Bahnen eingeschlagen. Die 
eine, hauptsächlich von Gneist betretene Richtung, erblickt in 
dem Systeme des Steuerzensus die richtige Unterlage für die 
Zusammensetzung der Volksvertretung; hierin liege die zeitge- 
mäße Fortbildung der „nationalen Rechtsidee von den Ständen". 
Wir werden bei der Besprechung des Zensussystems hierauf 
zurückkommen. Eine andere Richtung nehmen jene Staatsmänner, 
welche an Steile der alten Stände eine neue Gruppierung der 
Bevölkerung, die Bildung moderner Stände als Grundlage des 
Wahlsystems befürworten. Hierbei zeigt sich jedoch eine große 
Verschiedenheit der Anschauungen über die nähere Durchfüh- 
rung jenes Prinzips. Manche Anhänger dieser Richtung begnügen 
sich mit einer ausschließlich wirtschaftliehen Differenzierung der 
Bevölkerung (Ackerbau, Handwerk, Großindustrie, Handel, liberale 
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Berufe). Andere Schriftatelier erklaren die Berücksichtigung der 
ökonomischeu Unt«rachiede fUr nicht ausreichend. In der Yolke- 
vertretuug aollen vielmehr alle kulturellen Interessen zum Aus- 
drucke gelangen. So werden an Stelle der historischen Inter- 
essenvertretung der Stände Wahlsyateme gesetzt, welche wir 
unter dem Namen der idealen Interessenvertretung zusammen- 
fassen können. 

Es würde zu weit führen, diese mannigfaltigen Projekte 
im einzelnen vor Augen zu führen. Wir halten es für aus- 
reichend, jenes System der Interessenvertretung zu skizzieren, 
welches wohl als das vollendetste bezeichnet werden kann: es 
ist diea der Vorschlag Robert v. Mohls (Staatsrecht, Völker- 
recht und Politik, I, 405 f.). Keinerlei Interesse, wenn es nur 
wichtig, dauernd und verbreitet genug ist, um einen gesell- 
schaftlichen Kreis zu erzeugen, dürfe von der Vertretung aus- 
geschlossen sein. Als solche Interessen kommen materielle, 
geistige und lokale in Betracht. Die wichtigsten Klassen der 
materiellen Interessen seien: der große Grundbesitz, der kleine 
Grundbesitz, Gewerbe, Handel, Lohnarbeit Die gesellschaftlichen 
Kreise mit geistigen Interessen seien die tatsächlich bestehenden 
Kirchen, die Lehrer, Beamten und Künstler. Endlich ei'halten 
als Träger der lokalen Interessen die Gemeinden eine besondere 
Vertretung. Die Gesamt Vertretung des Volkes setzt sieh aus der 
besonderen Vertretung dieser gesellschaftlichen Kreise zusammen; 
damit würde natürlich das Zweikammersystem entbehrlich er- 
scheinen. Mohl verhehlt sich seibat nichtdie Schwierigkeiten bei der 
Durchführung seines Projektes; er versucht die ziemhcb nahe- 
liegenden Einwendungen zu widerlegen. Wir bezweifeln, daß ihm 
dies gelungen sei. Vorsichtiger ist ein anderer namhafter 
dentscher Publizist, Bluntschli, dem der Gedanke der Klasse n- 
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Vertretung gleichfalls sehr sympathisch erscheint. Seine nicht 
sehr in die Tiefe gehende, aber von gesundem Mei^chenver- 
stand zeugende Darlegung (Politik als Wissenschaft, S. 452 f.) 
kommt zu dem Ergebnisse, daß die Ausbildung einer Klassen- 
vertretung einer späteren Zukunft vorbehalten werden müsse: 
vorläufig „müssen wir das allgemeine Stimmrecht als die Grund- 
lage des heutigen Wahlsystems festhalten". 

In der Tat hält dieses System der Interessenvertretung 
einer ernsten Kritik nicht stand. Im Parlamente sollen alle 
materiellen und geistigen Interessen des Volkes repräsentiert 
sein; jeder gesellschaftliche Kreis soll vertreten sein, so daß die 
Volksvertretung eine verkleinert« Photographie aller bestehen- 
den Verbände und Interessengruppen bietet. Dann wird man 
wohl auch den Vegetarianem, den Radfahrern, den Anhängern 
der Leichenverbrennung u. dgl. eine besondere Vertretung im 
Parlamente nicht versagen dürfen. Oder sind die Interessen 
dieser sozialen Gruppen etwa keine berechtigten? Wonach be- 
stimmt es sich überhaupt^ ob ein Interesse als ein dauerndes 
und berechtigtes anzuerkennen ist? Aber selbst wenn man 
dieses schwierige Problem gelöst hätte, wenn man sich über 
alle einer Vertretung im Parlamente würdigen Interessen ge- 
einigt hätte, so stünde man erst recht vor einer noch heikleren 
Aufgabe; wieviel Vertreter soll man jedem als berechtigt an- 
erkanntem Interesse in der Volksvertretung zuerkennen? 

Dieses Problem tastet nicht bloß auf dem von manchen 
vielleicht als utopisch charakterisierten Mohlschen Projekte, 
sondern auch auf dem sich in bescheidenen Bahnen bewegenden 
Systeme der rein ökonomischen Interessenvertretung. Wie soll 
die Zahl der Abgeordnetensitze unter die wirtschaftlichen Haupt- 
gruppen (Landwirtschaft, Kleingewerbe, Großindustrie usw.) ver- 
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teilt werden? Hier bieten sich zwei Wege dar. Man könnte 
einfach die Kopfzahl jener Personen entscheiden lassen, welche 
den betrefTenden Gruppen angehören. Dies würde im praktischen 
Resultate auf das allgemeine und gleiche Wahlrecht hinaus- 
kommen, welches die Anhänger der Interessenverti'etung als 
„roh" und „mechanisch" stigmatisieren. Oder man läßt nicht die 
Quantität der zu einer sozialen Gruppe gehörigen Personen, sondern 
die Qualität des durch sie repräsentierten Interesses entscheidend 
sein; sein „innerer Wert" soll den Maßstab der Vertretung ab- 
geben, wie dies auchMohl verlangt. Woaber gibt es eine mensch- 
liche Instanz, welche den verhältnismäßigen Wert der verschie- 
denen wirtschaftlichen und geistigen Interessen feststellen und in 
Ziffern auszudrücken vermöchte? Jeder Versuch einer solchen Inter- 
essenmathematik trägt denStempel der Willkür und ist schon darum 
aller Wahrscheinlichkeit nach eine Quelle steter Unzufriedenheit. 

Wir erblicken jedoch hierin noch nicht den wundesten 
Punkt des Wahlsystems der Interessenvertretung. Mit einigem 
Scheine könnte man nämlich auf die gegebene Kritik erwidern, 
daß sie nur die Schwierigkeiten der Durchführung aufdecke, 
hingegen die Richtigkeit des Grundgedankens nicht erschüttert 
habe, nämlich der Idee, daß die Wahl der Volksvertreter von 
den in Interessengruppen organisierten Staatsbürgern vorzu- 
nehmen sei. Allein wir halten auch diesen Ausgangspunkt des 
Systems der Interessenvertretung fiir durchaus verfehlt Wenn 
dies bisher nicht erkannt wurde, so liegt die Erklärung darin, 
daß man bei der Beurteilung der Wahlsysteme nicht jenen 
methodischen Gesichtspunkten Rechnung getragen hat, welche 
wir oben als die richtigen zu bestimmen versuchten. 

Vor allem geht das System der Interessenvertretung von 
der unrichtigen Voraussetzung aus, daß in der heutigen ebenso 
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wie in der mittelalterlichen Oesellschaft scharf geschiedene Be- 
völkerungakiassen exiatieren. Es bestehen sicherlich große Inter- 
essengegensätze auch in der modernen Volksgemeinschaft; allein 
die Interessenkreise durchschneiden sich vielfach. Der industrielle 
Arbeiter z. B. befindet sich einerseits in einer Kampfesstellung 
zum industriellen Unternehmer, anderseits hat er mit diesem 
gemeinsame Interessen gegenüber der agrarischen Gruppe. 
Innerhalb dieser letzteren großen wirtschaftlichen Gemeinschaft 
zeigen sich erhebliche Interessengegensätze zwischen dem großen 
Grundbesitze, dem mittleren und kleinen Besitz und den land- 
wirtschaftlichen Arbeitern. Oft schließen sich wirtschaftlieh sehr 
differierende Gruppen (Handwerk, Kleinbauer, kleiner Beamter) 
zu einer Interessengemeinschaft zusammen (Kleinbürger). Das 
System der Interessenvertretung ignoriert diese tatsächlichen 
Verhältnisse und V'^orgänge; es baut künstliche Dämme zwischen 
den sozialen Gruppen und hindert ihre natürliche Bewegung, 
Statt die Interessengegensätze zu mildern, führt dieses System 
dazu, sie gleichsam zu petrifizieren. Die so beliebte Phrase, daß 
dieses Wahlsystem eine Photographie des wirklichen Volks- 
lebens im Parlamente erzeuge, ist eben nur eine Phrase; das 
bewegte Leben läßt sich nicht photographieren; es entsteht 
höchstens eine Momentaufnahme, wenn der Apparat nicht etwa 
gänzlich versagt. 

Wir haben nunmehr wohl genügend dargelegt, daß das 
System der Interessenvertretung den tatsächlichen Zuständen 
der heutigen Gesellschaft nicht entspricht. Wir wollen nun einen 
anderen Prüfstein für dieses Wahlsystem in Anwendung bringen, 
den wir früher als den Zweckgedanken bezeichnet haben. Als 
die Aufgabe der Volksvertretung wird in der Gegenwart die 
Wahrung der allgemeinen Interessen der Staatsbürger 
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durch eine bestimmte Beteiligung an den Staatsg'eschäften ge- 
kennzeichnet. 

Mit diesem Grundgedauken der modernen Volksvertretung 
lä6t es sich schwerlich in Einklang bringen, daß die einzelnen 
Abgeordneten von bestimmten Interessengruppen gewählt werden. 
Ist es nicht im höchsten Qrade wahrscheinlich, daß die auf 
solche Art entsendeten Vertreter sich zunächst als Repräsen- 
tanten ihrer Wahlkörper fühlen und demgemäß handeln werden? 
Es wäre ein psychologisches Wunder, wenn es anders käme, 
wenn wirklich in erster Linie die allgemeinen Interessen den 
Geist des so gewählten Volksvertreters beherrschen würden. 
Man ziehe überdies die zahlreichen Verbindungsfäden in Betracht, 
weiche den gewählten Abgeordneten mit seinem Wahlkörper ver- 
knüpfen. Zwar darf der Abgeordnete keine Instruktionen an- 
nehmen; die moderne Volksvertretung verpönt das imperative 
Mandat. Aber man denke an die Rechenschaftsberichte, an die 
Einwirkung durch Mißtrauenskundgebungen, an die Frage der 
Wiederwahl und man wird kaum leugnen können, daß auch nach 
vollzogener Wahl die Interessen der Wählerschaft Beachtung 
finden müssen. Besteht nun die letztere in einer scharf um- 
schriebenen sozialen Gruppe, wie dies im Systeme der Interessen- 
vertretung liegt, so werden auch die Abgeordneten bemüht sein 
müssen, die Sonderinteressen der einzelnen Wahlkörper zu 
pflegen. Ganz anders ist die Situation, wenn schon in der 
W^ähierschaft verschiedene Interessengruppen vereinigt sind, wie 
dies beim allgemeinen Wahlrecht und zum Teile auch beim 
Wahlsysteme des Zensus zutrifft. Hier kann sich schon bei der 
Wahl ein Ausgleich der sozialen Interessengegensätze vollziehen. 
Es wird daher wohl gerechtfertigt erscheinen, wenn wir be- 
haupten: das Wahlsystem der Interessenvertretung in allen 
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seinen Formen bietet keine Gewähr dafür, daS die Abgeordneten 
in erster Linie die allgemeinen staatlichen Interessen zur Richt- 
schnur nehmen und steht daher im Widerspruche mit dem 
heute anerkannten Grundgedanken der Volksvertretung. 

Der Gedanke, den einzelnen sozialen Gruppen eine Be- 
deutung im Staate einzuräumen, ist fibrigeus kein völlig un- 
berechtigter. Jedoch gehört dieser Gedanke einem anderen Ge- 
biete an, dem der Verwaltung. Wer die Bestrebungen unserer 
Zeit verständnisvoll betrachtet, wird die stets wachsende Be- 
deutung der Interessenvertretung (in diesem eingeschränkten 
Sinne) wahrnehmen. Der Staat verhält sich diesen Bestrebungen 
gegenüber keineswegs ablehnend; er organisiert zuweilen selbst 
einzelne soziale Gruppen für den Zweck, daß sie ihre speziellen 
Interessen selbst verwalten; er stattet diese modernen Selbst- 
verwaltungskorper sogar mit Öffentlicher Zwangsgewalt aus. Man 
denke an die verschiedenen „Kammern" der Handels- und Ge- 
werbetreibenden, der Advokaten, Notare und Ärzte, die Berufs- 
genossenschaften der Landwirte und des Handwerkes u. dgl. Hier 
liegt die wahre Bedeutung der Interessenvertretung als der 
Selbstverwaltung der Interessen, Durchaus verwerflich erscheint 
uns aber, die Bildung der Volksvertretung mit den einzelnen 
Interessengruppen in eine organische Beziehung zu setzen. 

4. Wer dem Staate mehr leistet, soll auch mehr Rechte 
im Staate besitzen. Das ist der Grundgedanke, welcher dem 
Wahlsysteme des Zensus innewohnt; wir haben dabei die prak- 
tisch wichtigsten Arten des Zensus, Vermögens- und Steuer- 
zensus, im Auge. Es soll also ein Wechsel Verhältnis zwischen 
Recht und Pflicht gegenüber der Volksgemeinschaft bestehen. 
Wer für die letztere weder persönliche noch materielle Opfer 
bringt, kann auch keine politischen Rechte beanspruchen; wer 
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ferner dem Staate größere Leistungea gewährt, soll auch den 
hSheren politischen Einfluß besitzen. Dieser Gedanke ist in 
'neuerer Zeit namentlich von Gneist mit großer Energie ver- 
treten worden. 

Von den englischen Verhältnissen ausgehend, legt dieser 
bedeutende Forscher das Schwergewicht auf jene persönlichen 
Opfer, welche die besitzenden Klassen durch die unentgeltliche 
Tätigkeit in Gerichts- und Polizei dien st dem Staate leisten. Die 
gesamte Lokalverwaltung wird bis in die neuere Zeit in Eng- 
land von Ehrenbeamten besorgt, welche den besitzenden Klassen 
entnommen werden. Aber auch auf dem Kontinente werde — 
ganz abgesehen von der Steuerlast — eine Reihe persönlicher 
Pflichten den besitzenden Klassen auferlegt, so die Last des 
Geschworen endienetes und die Pflicht zur Ubemahnie unentgelt- 
licher Gemeindeämter. Daher findet Gneist es vollkommen ge- 
rechtfertigt, wenn ein Wahlsystem auf dem Vermögens- oder 
Steu erzen SU s begründet wird. Insbesondere gelte dies vom 
preußischen Dreiklassen wähl Systeme, welches drei Bevölkerungs- 
klassen, die wohlhabenden, mittleren und Kleinbürger mit ent- 
sprechenden politischen Rechten ausstattet; vergleiche besonders 
die Schrift „Die nationale Rechtsidee von den Ständen und das 
preußische Dreiklassenwahl System von Rudolf v. Gneist", 1894. 

Wir wollen, indem wir an die Prüfung der Gneistschen 
Ideen gehen, zunächst den Grundgedanken beleuchten, nämlich, 
daß die höhere politische Berechtigung eine Vergeltung für höhere 
Leistungen im Gemeinwesen sei. Hierbei soll jedoch nur das 
Verhältnis zum Staate ins Auge gefaßt werden. Die Bedeutung 
jenes Gedankens für die Kommunaiverbände erfordert eine ab- 
gesonderte Prüfling. Für die Frage nach der Zusammensetzung 
des Parlamentes kann hiervon Umgang genommen werden. 
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Der Gedanke einer Korrelation zwischen Pflichten und 
Rechten im Staate hat nun gewiß eine hohe geschichtliche Be- 
deutung. Es fragt sieb jedoch, ob dieser Oedanlce der heutigen 
Auffassung vom Staate entspricht. Zu diesem Zweclie wollen 
wir uns noch einmal klar machen, was jener Gedanke des 
Wechsel Verhältnisses zwischen Rechten und Pflichten bedeutet. 
Die Gesamtheit nimmt Leistungen der einzelnen in Anspruch, 
namentlich Geldleistungen in Form von Abgaben, persönliche 
Dienste besonders in der Gestalt der Wehrpflicht. Für diese 
Opfer sollen die Leistenden entschädigt werden durch höhere 
politische Rechte; in ihnen liegt, so drQckt sich Gneist aus, 
die Gegenleistung. 

In dieser Oedankenfolge zeigt sich, so meinen wir, ein 
privatrecbtlicher Zug, das Prinzip des do ut des. Der Staat 
erscheint hier als eine Art Handeisgesellschaft. Wer in einer 
solchen Sozietät mehr an Geld oder Arbeitskraft beisteuert, der 
hat ein entsprechend höheres Stimmrecht. Wir brauchen wohi 
nicht näher auszuführen, daß unsere heutige geläuterte Auf- 
fassung vom Staate eine wesentlich andere ist. Für uns ist der 
Staat nicht eine Aktiengesellschaft, in welcher die höhere 
Kapitalseinlage, oder eine Gewerkschaft, in welcher die größere 
Zubuße dem einzelnen einen größeren Anteil an der Geschäfts- 
führung sichert. 

Es gab allerdings Zeiten, in welchen die Leistungen an 
die Gesamtheit freiwillig übernommen wurden. Dann erscheint 
es erklärlich, wenn sich die Leistenden ein Entgelt in der Ge- 
stalt höherer politischer Berechtigung erwirken. So geschah es 
insbesondere hinsichtlich der Steuern; ihre Übernahme war in 
der Tat in der älteren Zeit vielfach eine freiwillige. Nach den 
Ideen der Gegenwart ist jedoch die Erfüllung aller staats- 
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bürgerlichen Pflichten aus der Herrschaftage walt des Staates 
abzuleiten. Kein Vertrag, sondern der einseitige Befehl der 
Staatsgewalt bestimmt die Leistungspflicht, Für den Gedanken 
eines Entgeltes, einer Gegenleistung ist kein Raum vorhanden. 

In der Tat finden die staatsbürgerlichen Pflichten ihr Maß 
in sich selbst, nicht in der Rücksicht auf eine erhöhte politische 
Berechtigung. Dies gilt namentlich von der Steuerleistung. Den 
Besitzenden, beziehungsweise den Personen mit grölleren Ein- 
kommen, werden entsprechend höhere direkte Steuern auferlegt, 
weil dies ihrer Ökonomisehen Tragfähigkeit entspricht. Das 
finanz wissen schaftliche Prinzip der Gerechtigkeit der Besteuerung 
ist gänzlich unabhängig von dem Gedanken erhöhter politischer 
Rechte; es kommt in einem absolut regierten Staate, welcher 
den Bürgern keinerlei Anteil an den Staatsgescbäften gewährt, 
ebenso zur Anwendung, wie in den Staaten mit Repräaentativ- 
verfassung. 

Aber nicht bloß unsere Anschauungen über die staats- 
bürgerlichen Pflichten und über das Verhältnis der Bürger zum 
Staate haben sich geändert; auch die tatsächlichen Ver- 
hältnisse, welche dem Wahlsysteme des Zensus zugrunde 
liegen, sind in der Gegenwart verschoben. Vor allem ist jene 
staatsbürgerliche Pflicht, welche die höchsten persönlichen 
Opfer mit sich bringt, die Wehrpflicht, in den meisten Staaten 
eine allgemeine Bürgerpflicht geworden. Auf diese Pflicht kann 
daher eine Bevorzugung der besitzenden Klassen nicht mehr 
gestützt werden. Gerade die Wehrpflicht bildet die Unterlage 
eines der berühmtesten Zensussysteme, nämlich der römischen 
Verfassung des Königs Servius Tullius. Hier ist der Kriegs- 
dienst Recht und Pflicht der Besitzenden; die Proletarier 
werden höchstens als Ersatzmannsehaft zugezogen. Dem Reichsten 
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wird der schwerste und kostspieligste Militärdienst auferlegt, 
der Reiterdienst. Die übrigen Bürger werden nach ihrem Ver- 
mögen in fünf Klassen geschieden, für die fßnf Grade der Be- 
wa^ung und Selbstausrüstung. Dieser Abstufung der Militär- 
pflicht entspricht das Stimmrecht in der Volksversammlung. 

Nicht minder bedeutungsvoll wie die Einführung der all- 
gemeinen und gleichen Wehrpflicht erscheint in der Gegenwart 
fDr die Beurteilung des Zensusgedankens die Berücksichtigung 
der indirekten Steuern. Auch hier haben wir es mit einer 
staatsbürgerlichen Last von generellem Charakter zu tun. Ja, 
man kann mit Grund behaupten, daß diese Last für die besitz- 
losen Volksklassen viel drückender ist als für die mittleren 
und wohlhabenderen Schichten. Wenn wir erwägen, daß die 
Bedeutung der indirekten Steuern — wenigstens soweit der 
Staat in Betracht kommt — in der Gegenwart in Zunahme 
begriffen ist, daß der Ertrag derselben in manchen Staaten 
größer ist, als die Summe der direkten Abgaben, so muß man 
sagen, daß das Wahlsystem des Zensus auch dadurch in seinen 
Grundlagen erschüttert erscheint. 

Da demnach die Wehrpflicht für eine Unterscheidung der 
Bevölkerungsklassen in der Gegenwart gar keinen Anhaltspunkt 
gewährt, die Pflicht zur Leistung der Steuern mit Rücksicht 
auf die indirekten Steuern eine sehr prekäre Bedeutung besitzt, 
so könnte nur noch die dritte Art der staatsbürgerlichen 
Pflichten für erhöhte politische Rechte eine sichere Grundlage 
abgeben; die Gerichts- und Verwaltungsdienste im Gemein- 
wesen. Diese Pflichten fallen in den kontinentalen Staaten der 
Gegenwart nicht sehr ins Gewicht. Die Pflicht zur Annahme 
unentgeltlicher Gemeindeämter scheint uns überdies doch nur 
mit den politischen Rechten in der Gemeinde in Zusammen- 
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hang; zu stehen. Wir vermögen nicht einzusehen, weshalb diese 
Leistungen, welche gar nicht dem Staate, sondern den Ge- 
meinden zugute kommen, ein Entgelt in der Oestalt bevor- 
zugten Wahlrechtes für die Volksvertretung erhalten sollen. 
Überhaupt entziehen sich die Dienstleistungen im Qemeinwesen, 
so namentlich der Geschworenendienst, einer auch nur halb- 
wegs befriedigenden Schätzung; daher hat die Gewährung einer 
Gegenleistung in Form erhöhter politischer Rechte keine rechte 
Grundlage. Wir konnten uns daher von der Richtigkeit der 
Qneistschen Ideen, wenigstens soweit die Gegenwart in Be- 
tracht kommt, nicht überzeugen. Das preußische Dreiklassen- 
system ist insofeme allerdings eine mildere Gestaltung des 
Zensusgedankens, als die Besitzlosen und Kleinbilrger vom 
Wahlrechte nicht ganz ausgeschlossen erscheinen. Trotz- 
dem müssen wir bezweifeln, daß dieses Wahlsystem, wie Gneist 
(a. a. O. S. 264) meint, das Gesamtprodukt der gesellschaft- 
lichen, sittlichen und rechtlichen Vorstellungen der Nation auf 
ihrer derzeitigen Bildungsstufe sei. Gerade das, was Gneist 
(daselbst S. 17 f.) Über die Entstehung des preußischen Wahl- 
gesetzes berichtet, steht mit dieser Behauptung nicht im Ein- 
klang. Das Wahlgesetz vom 30. Mai 1849, welches das Drei- 
klassensystem einführte, war eine provisorische Notverordnung, 
ein Produkt der Verlegenheit. Es war nicht aus der altger- 
manischen Idee von den Ständen herausgewachsen, wie Gneist 
uns glauben machen will, sondern ein am grünen Tische ange- 
fertigtes Kunstprodukt. Berichtet doch Gneist selbst, daß die 
von einem angesehenen Juristen und erfahrenen Politiker bei 
der Vorberatung des Wahlgesetzes in den Vordergrund gestellte 
Erinnerung an die römische Verfassung des Servius Tullius 
den Weg gewiesen hat. Also eine römische, keine germa- 
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jiische Idee! Wie wenig aber die tatsächlichen Unterlagen für 
eine Wiederbelebung dieser Idee in der Gegenwart vorhanden 
sind, glauben wir oben dargetan zu haben. 

Es gibt jedoch für das Wahlsystem des Zensus noch eine 
andere Art der Begründung. Nicht die höhere Leistung an den 
Staat bildet nach dieser viel verbreiteten Ansicht die Unterlage 
für die höhere politische Berechtigung, sondern die bessere 
Eignung, ja die ausschließliche Befähigung bestimmter Fer- 
sonengruppen für die Ausübung des Wahlrechtes. Dieser Ge- 
danke wird dazu verwertet, um sowohl die Bevorzugung des 
Besitzes als der höheren Intelligenz zu rechtfertigen, während 
der früher erörterte Gneistsche Gedanke im Wesen nur den 
Vermögens- und Steuerzensus zu stützen bestimmt ist. 

Der theoretische Ausgangspunkt dieser Lehre ist tadellos. 
Wenn es sich wirklich an bestimmten äußeren Merkmalen fest- 
stellen läßt, wie die Befähigung zur Ausübung des Wahlrechtes 
in den einzelnen Volksschichten verteilt ist, dann muß — dem 
Zweckgedanken des Wahlrechts folgend — die Beteiligung am 
Wahlrechte dementsprechend ungleich bemessen werden. Es 
wird infolgedessen das Wahlrecht solchen Volksklassen gänzlich 
zu versagen sein, von welchen es feststeht, daß ihnen die in- 
tellektuellen und moralischen Qualitäten fiir diese indirekte Be- 
teiligung an den Staatsgeschäfteu abgehen. Nicht minder kann 
die bessere Eignung für diese Tätigkeit in einem höheren Ein- 
flüsse auf die Wahlen zum Ausdrucke gebracht werden. Ob 
aber die Voraussetzungen für die Verschiedenheit der politischen 
Rechte gegeben sind, kann nicht für alle Zeiten und Völkei' 
gleichmäßig festgestellt werden. Es hat Epochen gegeben, in 
welchen nur der freie Grundbesitz die Grundlage des politischen 
Verständnisses und der Unabhängigkeit gebildet hat; es gab 
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Zeiten, in welchen die Bildung das Privilegium einer Klasse 
bildete, neben welcher die übrige Bevölkerung in dumpfer 
Apathie dahinlebte. 

Auch in der Gegenwart sind diese Unterschiede keines- 
wegs verschwunden, aber in ihrer Bedeutung erheblich abge- 
schwächt. Niemand kann für die Gegenwart den Besitz oder 
das höhere Einkommen im Ernste als ein sicheres Merkmal für 
das höhere politische Verständnis bezeichnen. Höchstens könnte 
die mit diesen Qualitäten zumeist verknüpfte größere wirt- 
schaftliche Selbständigkeit und dadurch vielleicht gesicherte 
Unabhängigkeit in der Ausübung des Wahlrechts Beachtung 
finden. Allein die immer mehr sich ausbildende Assoziation 
der Besitzlosen und Kleinbürger gewährt diesen Klassen einen 
solchen Rückhalt, daß der Steuerzensus auch als ein Merk- 
mal für die Unabhängigkeit der Wähler seine Bedeutung nahezu 
verloren hat. 

Etwas besser steht es mit dem BUdungszensus. Das höhere 
politische Verständnis steht zweifellos mit der allgemeinen 
Bildung im Zusammenhange, obwohl die Schulbildung für 
sich allein kein sicheres Kennzeichen abgibt. Hat es doch große 
Staatsmänner gegeben, welche des Lesens und Schreibens nicht 
kundig waren. Das Erfordernis der Elementarbildung läßt sich 
immerhin rechtfertigen, hat aber geringe praktische Bedeutung 
weil in den meisten Kulturstaaten der Gegenwart das Prinzip 
der allgemeinen Schulpflicht eingeMhrt ist^ Der Bildungszensus 
in Gestalt der höheren Schulbildung kommt jedoch wieder auf 
einen Vermögenszensus hinaus, da gegenwärtig nur die Wohl- 
habenden in der Lage sind, höhere Schulen zu besuchen. 

Beachtung verdient ferner der Alterszensus, d, h. die Be- 
vorzugung des höheren Alters, welches in der Regel infolge der 



lyGOOgIC 



— 24 — 

reicheren Erfahrung eine höhere Einsicht gewährt. Diese Bedeu- 
tung des Alters bat schon die servianische VerfaBsung aner- 
kannt, indem sie den über 45 Jahre alten Männern (den 
Senior es) dieselbe Anzahl von St iminen einräumte, als de n 
jüngeren Männern {Juniores), obwohl diese an Zahl überwiegen. 
Auch (lieäef~Zensu8 hat keine erhebliche praktische Bedeutung; 
er fßhrt allenfalls zu einer Modifikation des aUgemeinen Wahl- 
rechtes (Pluralitätssystem). Endlich ist noch der Haushaltungs- 
zensus zu erwähnen; nur jene sollen das Wahlrecht besitzen, 
welche einen eigenen Hausstand haben, also nicht die Dienst- 
boten und das landwirtschafthche Gesinde. Als Grund für diese 
Einschränkung wird geltend gemacht, daß den Personen ohne 
eigenen Hausstand die für die Ausübung des Wahlrechtes zu 
fordernde Unabhängigkeit und Jene Erfahrung fehlt, welche die 
eigene Wii'tschaftsführung mit sich bringt. Das läßt sich hören; 
eine erhebliche praktische Bedeutung besitzt auch dieser 
Zensus nicht. 

5. Wir haben, wenn wir einen Blick zurückwerfen, ge- 
sehen, daB das praktisch wichtigste System des Zensus, der 
Vermögens- oder Steuerzensus, in der Gegenwart weder auf 
die Idee der Verhältnismäßigkeit von Rechten und F*QichteQ, 
noch auf die vorzüglichere Eignung für die Teilnahme an poli- 
tischen Rechten mit Sicherheit gestützt werden kann, daß den 
übrigen Arten des Zensus, dem Bildungs-, Alters- und Haus- 
haltungszensus, ein gewisser, allerdings sehr begrenzter Wert 
nicht abgesprochen werdeil kann. 

Ein durchgreifendes Merkmal für die Hervorhebung einer 
politisch berechteten Volksschichte ist in der Gegenwart nicht 
leicht zu ermitteln. Wenn wir uns ferner ins Gedächtnis zurück- 
führen, wie das System der Interessenvertretung als mit den 
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tatsächlichen Verhältnissen und den Ideen der Gegenwart nicht 
im Einklänge stehend bezeichnet werden mußte, so haben wir 
schon damit auf indirektem Wege das System des allgemeinen 
und gleiclien Wahlrechtes in seiner Bedeutung für unsere 
Zeit in den Vordergrund gestellt. 

Die Art, wie dieses System bisher theoretisch gerecht- 
fertigt wurde, ist allerdings nicht Oberzeugend. Die Beteiligung 
an den Staatsgeschäften soll ein natürliches Recht aller groß- 
jäJirigen Staatsbürger seio, ebenso wie die bürgerliche Hand- 
lungs^higkeit. Wahrhaft frei seien die Bürger nur dann, wenn 
ihnen ohne Ausnahme auch die politischen Rechte zuerkannt 
sind; jedes andere System sei eine Abart der Sklaverei. Manche 
Verfechter dieser demokratischen Idee, an ihrer Spitze Rous- 
seau, geben so weit, daß sie nur die unmittelbare Beteili- 
gung des Volkes an der Gesetzgebung zu billigen vermögen. 
„Jedes Gesetz, welches das Volk nicht persönlich bestätigt hat, 
ist null und nichtig; es ist kein Gesetz. Das englische Volk 
wähnt frei zu sein; es täuscht sich außerordentlich; nur wäh- 
rend der Wahlen der Parlamentsmitglieder ist es frei; nach 
Sciiluß derselben lebt es in Knechtschaft, es ist nichts." Andere 
Publizisten erkennen jedoch die Zulässigkeit, Ja die Notwen- 
digkeit der Repräsentation an, behaupten aber gleichfalls iQr 
die Wahl der Vertreter die gleiche Beteiligung aller Staats- 
bürger als natürliches Recht des Volkes. 

Ohne diese Begründung zu billigen, welche eine nach den 
Zuständen einer bestimmten Zeit, sowie na^h Zweckmäßigkeits- 
gründen zu lösende Frage abstrakt beantworten will, kann man 
doch für die Kulturstaaten der Gegenwart den hoben Wert des 
allgemeinen Wahlrechtes anerkennen. Dieser Wert hegt nicht 
so sehr in den inneren Vorzügen des genannten Wahlsystemes, 
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als in den Schwächen der übrigen Wahlsysteme, welche wir be- 
reits oben zu kennzeichnen versuchten. 

Von großer Bedeutung erscheint uns das ideale Moment 
im System des allgemeinen Wahlrechtes. Der Gleichheits- 
gedanke wird immer mehr ein Stück des sittlichen Be- 
wußtseins der Kulturvölker. Der einzelne mag diese Idee viel- 
leicht mißbilligen, ihre Macht und ihr siegreiches Vordrängen 
läßt sich nicht ignorieren. Selbst England, dieser Hort konser- 
vativer Politik, kann sich dieser mächtigen Bewegung nicht ent- 
ziehen; es hat sich in den Reformgesetzen von 1832, 1867, 
1884 dem alUgemeinen Wahlrechte immer mehr genähert und 
Gneist äußert sich dahin, daß die Einführung desselben „mit 
mathematischer Sicherheit" zu erwarten steht. (Die nationale 
Rechtsidee.) 

Gneist freilich erblickt in seinem der Vergangenheit zu- 
gewandten Geiste in dieser Bewegung eine vollkommene Deka- 
denz, eine Auflösung der Grundlagen der bewährten englischen 
Pai'lamentsverfassung. 

Indem England an die Stelle der historischen Interessen- 
vertretung zunächst das System des Zensus setzte und sich 
nunmehr dem allgemeinen Wahlrechte nähert, erinnert es an 
die Entwicklung, welche die Teilnahme der Bürger an der 
römischen Volksversammlung genommen hat. Sie war in der 
Gestalt der Kuriat-Komitien zunächst eine Repräsentation der 
patrizischen Geschlechter, in der Gestalt der Zenturiat-Komitien 
brachte sie das plutokratische Prinzip des Zensus zum Ausdruck, 
um endlich in den Tribut-Komitien der gleichen Anteilnahme 
aller Staatsbürger zum Siege zu verhelfen. Man sieht hieraus, 
daß das scheinbar ganz moderne Problem des Wahlrechtes 
schon in der antiken Welt seine vorbildliche Geschichte besitzt; 
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(las ständische Prinzip oder die liistorische Interessenvertretung, 
das System des Zensus und das allgemeine Wahlrecht haben 
ihre Analogien in den angedeuteten Arten der Volksver- 
sammlung. 

Aber wird man die Bedenken gegen das allgemeine Wahl- 
recht nicht gerade auf diese geschichtliche Analogie stützenV 
Auf die Massenherrschaft folgte in Rom der Cäsaris- 
musl Wir glauben, daß diese Entwicklung nicht eine not- 
wendige Folge der poUtischen Oleichberechtigung der Staats- 
bürger gewesen ist. Neben manchen anderen Ursachen war wohl 
die Tatsache ausschlaggebend, daß das Altertum den Gedanken 
der Repräsentation des Volkes nicht zur Reife brachte. Wie 
wir jedoch über die weitere politische Entwicklung in der 
Zukunft auch immer denken mögen, überlassen wir doch 
die Sorge hierüber mit Beruhigung den künftigen Ge- 
schlechtem! 

Es liegt nicht im Bereiche unserer Aufgabe, das praktische 
Problem der österreichischen Wahlreform zu untersuchen. 
Manche Streiflichter dürften jedoch durch unsere theoretische 
Untersuchung auch auf dieses Problem geworfen werden. Die 
Versuche, durch Hinzufügung neuer Interessenwahlkörper eine 
Erweiterung des Wahlrechtes herbeizuführen, können nach dem, 
was wir Über die Interessenvertretung ausgeführt haben, nur 
als bedauerliche Verirrungen bezeichnet werden. Aber auch die 
vielfach befürwortete Angliederung eines Wahlkörpers des all- 
gemeinen Wahlrechtes an die bestehende Interessenvertretung 
leidet an einem inneren Widerspruche und ist ohne Vorbild in 
der Entwicklungsgeschichte des Wahlrechtes, Diese zeige — 
nicht bloß in England — daß die Erweiterung des Wahlrechtes 
innerhalb der früheren Wahlkßrper der Interessen- 



lyGOOglC 



Vertretung den natürlichen Übergang zum System des 
allgemeinen Wahlrechtes bildet. Dieses System aber ist 
für die nächste politische Entwicklung der Kulturstaaten das 
erkennbare Ziel, soweit es nicht ohnehin schon erreicht ist. 
Wer dies anerkennt, muß wünschen, daß alles aus dem Wege 
geräumt werde, was sich dieser StrSmung entgegenstellt, damit 
sie in ruhiger Bahn das vorgesteckte Ziel erreiche. 
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11. 

Zusätze. 
1 Literatur und Gesetzgebung im letzten Dezennium. 

Zur Zeit als der vorstehende Vortrag veröffentlicht wurde 
(1895), besaB die deutsche Literatur noch kein umfassendes und 
wissenschaftliche Objektivität erstrebendes Werk über das par- 
lamentarische Wahlrecht. Diese Lücke ist inzwischen in vor- 
trefflicher Weise durch das 1901 erschienene posthume Werk 
des Heidelberger Publizisten Georg Meyer {„Das parlamen- 
tarische Wahlrecht" herausgegeben von G. Jellinek) ausgefüllt 
worden. Das erste Buch dieses Werkes enthält eine na«h 
Ländern geordnete Darstellung des Wahlrechtes zur Volks- 
vertretung in allen Kulturstaaten; das zweite Buch behandelt die 
einzelnen Probleme des Wahlrechtes nach juristischen und poli- 
tischen Gesichtspunkten, speziell die Frage des aktiven Wahl- 
rechtes auf S. 411 f. 

Es gereicht mir zur besonderen Befriedigung, daß Georg 
Meyer bei der Würdigung der Wahlsysteme, namentlich bei 
der Beurteilung der Interessenvertretung, des Zensus, des Drei- 
klassen- Wahlsystemes und des allgemeinen, gleichen Wahlrechtes 
zu denselben Ergebnissen gelangt ist, wie mein Vortrag. 

Inzwischen hat auch die französische Literatur ein be- 
merkenswertes Buch über das Problem des Wahlrechtes auf- 
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zuweisen; es ist das Werk von Charles Benoist „la crise de 
l'6tat moderne". Das Titelblatt trägt keine Jahreszahl, da je- 
doch im Laufe der Darstellung die Badenische Wahlreform in 
Österreich besprochen wird (S. 371), ao kann das Buch jeden- 
falls nicht vor 1896 erschienen sein. Der Verfasser ist ein An- 
häng:er des Systemes der Interessenvertretung, welches er mit 
dem allgemeinem Wahlrechte zu verbinden sucht. Sein wohl- 
durchdachter Vorschlag wird später besprochen werden. Mag: 
man denselben auch ablehnen, so bleibt die Schrift von Ch. 
Benoist anregend und durch die wertvollen Beilagen (Appen- 
dices) belehrend. Eine Mischung von Interessenvertretung und 
allgemeinen Wahlrecht hat auch Albert Schäffle, allerdings in 
anderer Weise als Benoist, vorgeschlagen: „Deutsche Kem- 
und Zeitfragen" S. 120 ff. und „Neue Folge" S. 53 ff. An 
letzterer Stelle hespricht Schäffle auch die österreichische 
Wahireforrafrage und will an dieser die Richtigkeit seines Sy- 
stemes erproben lassen. Da Schäffle eine Zeitlang öster- 
reichischer Minister war, so erscheinen seine diesbezüglichen 
Ausführungen nicht ohne politisches Interesse; der wissenschaft- 
liche Wert seines Systemes kann nicht hoch veranschlagt werden. 
Die sonstige Wahlrechtsliteratur des letzten Dezenniums 
handelt weniger von den Grundlagen des aktiven Wahlrechtes, 
als von dessen Modifikationen durch das System der Verhältnis- 
wahl und Mehrstimmrecht (Proportional wähl und Pluralitäts- 
\'otum). Das erstgenannte Thema wurde in meinem Vortrage 
nicht behandelt; es kann daher auch an dieser Stelle nicht er- 
örtert werden. Das Mehratimmrecht wurde nur gelegent^ 
lieh erwähnt; es besitzt jedoch dieselbe theoretische Grundlage 
wie das Zensussystem. Die Prinzipienfrage ist für beide Sy- 
steme dieselbe: nach welchen Gesichtspunkten soll das Wahl- 
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recht abgestuft sein? Die in meinem Vortrage enthaltenen Unter- 
suchungen über die Bedeutung von Alter, Bildung, Steuer- 
leistung usw. für die Gewährung des aktiven Wahlrechtes können 
auch Anwendung finden, wenn die Frage entsteht, ob die ge- 
nannten Eigenschaften (Alter, Bildung etc.) die Zuteilung eines 
doppelten oder dreifachen Stimmrechtes rechtfertigen. Die 
neueste Schrift Ober „das Pluralwahlrecht und seine Wirkungen" 
von Georg Jellinek (1905) orientiert vortrefflich über die bis- 
herigen legislativen Versuche und enthält eine überzeugende 
Kritik des ganzen Systemes. Die theoretischen Grundlagen dieser 
Kritik haben manche Bei-ührungspunkte mit meinem Vortrage, 
welcher übrigens dem Verfasser nicht bekannt gewesen war. 

Die Änderung der Wahlrecbtsgesetzgebung seit meinem 
Vortrage (1895) betrifft hauptsächlich einige deutsche Mittel- 
staaten und die österreichischen Reichsratsländer. Das Groß- 
herzogtum Baden hat für die zweite Kammer das allgemeine, 
gleiche und direkte Wahlrecht eingeführt; dagegen wurde im 
Königreich Sachsen das Wahlrecht der unteren Volkskreise er- 
heblich eingeschränkt durch die Aufnahme des Drei k las sen-Wahl- 
systemes nach preußischem Muster. Österreich hat für das Ab- 
geordnetenhaus des Reiehsrates eine neue (fünfte) Kurie, die 
des allgemeinen Wahlrechtes an die bestehende Interessen- 
vertretung angegliedert. Ich habe mich seinerzeit, am Schlüsse 
des Vortrages, gegen diese Gestaltung des Wahlsystemes aus- 
gesprochen;*) es hat in der Tat keine günstige Wirkung geübt; 
die Reform des bestehenden Landtags- und Reichsrats Wahl- 
rechtes ist in Österreich wieder ein Schlagwort des Tages ge- 
worden. 



*) BbenflO jetzt Georg 5 
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2. Das Dreiklassen- Wahlsystem. 

Im Jahre 1894 war die Schrift „Die nationale Rechtsidee 
voD den Ständen und das preußische Dreitdasaen-WaUsystem 
von Rudolf V. Gneist" erschienen. Mit Rücksicht auf die hohe 
Stellung, welche der Verfasser in der Wissenschaft einnahm, 
erschien es mir angemessen, einen erheblichen Teil meines Vor- 
trages einer Kritik der Lehren von Gneist zu widmen. 
Seither ist auch von anderen Seiten gegen die Aufstellungen von 
Gneist Widerspruch erhohen worden. Er betrifft sowohl die 
theoretischen Grundlagen seiner Lehre, insbesondere seine Auf- 
fassung der englischen Verfassungs- und Verwaltungsge- 
schichte, als seine praktisch-politischen Ansichten hinsichtlich 
der Wirkung des preußi8chen Dreiklassen- Wahlsystemes. 

Das Wesen desselben besteht darin, daß die Wähler eines 
Bezirkes nach ihrer Steuerleistung in drei Klassen eingeteilt 
werden, so daß auf jede Abteilung ein Drittel der Gesamt- 
summe der Steuern entfällt. Die erste Abteilung besteht aus 
denjenigen Wählern, auf welche die höchsten Steuerbeträge bis 
zum Betrage eines Drittels der Gesamtsumme fallen, die zweite 
aus den Steuerträgern, welche die nächstniedrigen Beträge bis 
zur Grenze des zweiten Drittels entrichten; alle anderen, auch 
jene, welche gar keine direkte Steuer entrichten, bilden die 
dritte Klasse. Es besteht außerdem die indirekte Wahl. Jede 
der drei Klassen ernennt ein Drittel der Wahlmänner und diese 
wählen zusammen den Abgeordneten. Die preußischen Gesetze 
vom 24. Juni 1891 und 20. Juni 1893 haben einige Modifi- 
kationen dieses Wahlsystemes gebracht, insbesondere die Mit- 
berücksichtigung der Kommunal steuern, ohne die oben skizzierten 
Grundgedanken des Klassenwahlsystems zu ändern. 
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Au8 dem Vorstehenden ergibt sich, daß der gleichfalls als 
Dreiklassen-Wahlsystem bezeichnete Wahlmodus in der Sster- 
reichiscben Qemeindeverfassung einen wesentlich anderen 
Charakter besitzt. Ifier wählt jeder Wahlkörper selbständig 
eine Anzahl von Abgeordneten für die Gemeindevertretung. Es 
kann also nicht, wie nach dem preußischen Systeme, vorkommen, 
daß die dritte Klasse der Steuerträger majorisiert und ihr 
Wahlrecht völlig illusorisch gemacht wird, nämlich dadurch, daß 
die Wablmänner der beiden ersten Klassen zusammengehen.*) 

Wie wenig das preußische Dreiklassensystem den von 
Gneist verteidigten Grundgedanken in Wirklichkeit zum Aus- 
druck bringt, nämlich eine gleichmäßige Vertretung der drei 
Volksschichten „Wohlhabende", „Mittelstand", „Arbeiter", hat 
Jastrow in seiner Schrift über das Dreiklassen-Wahlsystem auf 
Grund der Ergebnisse der Wahlstatistik überzeugend nachge- 
wiesen. Danach entfielen z. B. im Jahre 1893 auf die erste 
Wählerklasse 3-52, auf die zweite 1206 und auf die dritte 
84-42 Prozent aller Wähler, Es gah femer Wahlbezirke, in 
welchen die erste Klasse nur aus einem oder zwei Wählern 
bestand. Sie wird also nur von den ganz reichen Leuten ge- 
bildet, in der zweiten Klasse wählen die wohlhabenden Steuer- 
träger, in die dritte fällt der größte Teil der Mittelklasse zu- 
sammen mit den Besitzlosen. Der praktische Wert ihres Wahl- 
rechtes ist überdies, wie oben angedeutet wurde, sehr gering. 
So gestalten sich die Wirkungen des von Gneist verherr- 
lichten Wahlsystem es, das die germanische Idee von den 
Ständen angeblich zum Ausdruck bringt. 

*) Dazu kommt noch Im österreichischen Gemeindereoht das 
Wahlrecht der sogenannten Honoratioren, ohne Rücksicht auf eine 
Steuerleistung. 

Manie), Die BiitemB d» WaliliacliM. g 
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Etwas verbessert erscheint das Dreiklassen-Wahlsystem 
in der Oestalt, welche ihm das Wahlgesetz fOr das Königreich 
Sachsen im Jahre 1896 gegeben hat. Es wird für die erste 
Klasse eine Mindestzahl der Wähler festgestellt (wie schon 
früher in den österreichischen Oemeindewahlordnungen), es wird 
die 2000 Mark übersteigende Steuerleistung nicht in Rechnung: 
gezogen u. a. Diese Milderungen des plutokratischen Prin- 
zipes vermögen an dem Oesamturteil über das Dreiklassen- 
Wahlsystem nichts zu ändern. Oneists Versuch einer Recht- 
fertigung desselben ist seither von den verschiedensten Seiten 
zurückgewiesen worden. Insbesondere hat Bernatzik in einer 
1898 in Schmollers Jahrbuch (S. 746 ff.) veröffentlichten 
scharfen, aber sachlich durchaus gerechtfertigten Kritik der 
Oneistschen Schrift dessen tendenziöse Geschichtskonstruk- 
tionen, Sophismen und Widersprüche treffend dargelegt. Indem 
ich darauf verweise, daB auch G. Meyer in seinem posthumen 
Werke (Das parlamentarische Wahlrecht, S. 436 ff.) denselben 
Standpunkt einnimmt, kann ich wohl sagen, daß meine unter 
dem frischen Eindrucke der Oneistschen Schrift in meinem 
Vortrage gegebenen Darlegungen einer gewissen Berechtigung 
nicht entbehrten. 

3. Neue Vorschläge über Interessenvertretung. 

Die ideale Interessenvertretung oder das System des or- 
ganischen Wahlrechtes, welches ich in meinem Vortrage an der 
Hand der Mohlschen Vorschläge geschildert und kritisiert habe, 
findet in der neuesten Zeit noch immer eifrige Anhänger. An 
erster Stelle ist hier das Wahlsystem zu erwähnen, welches 
Ch. Benoist in seinem Werke „la crise de l'ötat moderne" an 
Stelle des angeblich mechanischen allgemeinen Stimmrechtes 
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eingefOhrt wissen will. Auf Grund der Ergebnisse der Volks- 
zählung: sollen 7 bis 8 soziale Gruppen der Bevölkerung ge- 
bildet und den Deputiertenwahlen zugrunde gelegt werden: 
Landwirtschaft, Industrie, Handel, Transport, Post und Tele- 
graph, öif entliche Verwaltung, liberale Berufe, Rentner. Mit 
dieser beruflichen Gliederung wird das Territorialprinzip in 
folgender Weise verbunden. Die auf die einzelnen Departements 
nach der Zahl der Wähler verteilten Sitze sollen innerhalb 
dieser Bezirke nach dem Verhältnisse der sozialen Gruppen zu- 
gewiesen werden. Hat z. B. ein Departement 10 Deputierte zu 
wählen und beträgt die Ziffer der der Landwirtschaft ange- 
h5renden Wähler die Hälfte aller Wahlberechtigten, so gebühren 
5 Mandate dieses Departements den landwirtschaftlichen Wählern. 
Besitzt eine soziale Gruppe nicht eine genügende Anzahl von 
Wählern (den Wahlquotienten), um einen Sitz für sieh bean- 
spruchen zu können, so wird sie mit der nächst verwandten 
Gruppe vereinigt, um ein Mandat zu erhalten. 

Dieser Wahlmodus soll nun die Wirkung haben, daß das 
Abgeordnetenhaus in seiner Zusammensetzung ein getreues Ab- 
bild der sozialen Schichtung bietet. Dabei sei niemand vom 
Wahlrechte ausgeschlossen und daher auch das Postulat der 
Gleichheit und Allgemeinheit erfüllt. Es läßt sich nicht leugnen, 
daß der Vorschlag von Benoist die Kompliziertheit vermeidet, 
welche sonst den Systemen des organischen Wahlrechtes inne- 
wohnt. Ohne eine Kritik im einzelnen zu geben, muß ich aber 
doch hervorheben, daß auch diesem Vorschlage jene prinzipiellen 
Bedenken entgegenstehen, welche ich in meinem Vortrage in 
bezug auf die Interessenvertretung geltend gemacht habe, ins- 
besondere die Gefahr einer Verschärfung der Interessengegen- 
sätze innerhalb der Parlamente. 



t: Google 



Der Vorechlag von Aibert Schäffle („Kern- und Zeit- 
en", S. 120 ff. und „Nene Folge", S. 53 bis 90) kommt in 
1 Wesen auf eine Mischung des Systemes des allgemeinen 
Wahlrechtes mit dem Systeme der organischen Vertretung hin- 
aus. Die Deputierteukammer soll sich aus zwei Bestandteilen 
zusammensetzen, aus einer durch Volkswahlen und einer durch 
Körperschaftswahlen berufenen Gruppe von Mitgliedern. Schäffle 
anerkennt das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht; es 
soll aber nicht den einzigen Orund für die Bildung der Kammer 
abgeben. In den so geschaffenen Mandaten gelangt nicht das 
Volksleben in seiner Oänze zum Ausdruck. Das Volk ist nicht 
nur eine Summe von Einzelnen, sondern auch eine Mehrheit von 
sozialen Gruppen und Korporationen. Eine Volksvertretung, in 
welcher die letzteren kerne Repräsentanten besitzen, erscheint 
unvollständig. Ein Teil der Abgeordnetensitze muß also den 
Delegierten der Körperschaften zugewiesen werden; Jedoch soll 
die Volkswahl insofern ein Übergewicht besitzen, als die durch 
sie berufenen Abgeordneten zwei Dritteile oder mindestens drei 
Fünftel aller Mandate erhalten. Die Delegierten der Korpora- 
tionen werden zur Hälfte von den Gebietskörperschaften (Ge- 
meinde, Bezirk, Land), zur Hälfte von den Bern&körperschaften 
entsendet, wobei wieder eine Teilung zwischen den wirtschaft- 
lichen Korporationen (Landwirtschaftskammern, Handels- und 
Qewerbekammem) und den geistigen Berufen (Anwälte, Ärzte, 
Geistliche, Lehrer) Hatz greifen soll. 

Ich halte eine solche Mischung zweier ganz verschiedener 
Wahlsysteme in der Bildung einer Deputiertenkammer für keinen 
giflcklichen Gedanken; das ziffermäfiige Verhältnis der beiden 
durch Volkswahl und durch Delegation gebildeten Gruppen er- 
scheint mir durchaus willkürlich. Will man den Körperschaften 
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eine angemessene Vertretung sichern, dann wäre für diesen 
Zweck die erste Kammer (Oberhaus oder Herrenhaus) der ge- 
eignete Platz. Dies erkennt auch Schaffte gelegentlich an. 
Dana hildet aber sein Vorschlag keine Lösung der Wahlrecbts- 
frage für das Yolkshaus, sondern eine Anregung für die Um- 
gestaltung der ersten Ksnuner. 

In neuester Zeit hat Th. Eglauer in der Abhandlung 
„Wahre Interessen Vertretung" (Österreichische Zeitschrift für 
Verwaltung, 1901) Vorschläge gemacht, welche den oben be- 
haadelteo Gedanken von Benoist nahekommen und daher einer 
eingehenden Besprechung nicht bedflrfen. 

4 Stfmmrechts&agen im klassischen Altertum. 

Auf den ersten Blick mag es eigentGmlich beräbren, wenn 
von Stimnu-echtsfragen im Altertum die Rede ist Liegt doch 
in dem Mangel einer Volksvertretung ein charakteristisches 
Merkmal des antiken Staates. Wie könnte also bei diesem das 
Problem des Wahlrechtes Oberhaupt autgetaucht sein? 

Die Sache liegt aber nicht so einfach. Wenn auch von 
einer Repräsentation des Volkes im modernen Sinne nicht die 
Rede ist, so kennt doch die antike Republik ein Wahlrecht. 
Gegenstand der Wahl sind die leitenden Beamten des Staates 
und zuweilen auch eine beratende Behörde. Die athenischen 
Archonten und die Buie (der Rat) werden ursprünglich durch 
Wahl, später durch Los bestimmt; in Sparta gehen sowohl die 
Qeronten als die Ephoren aus der Wahl der Bürgerschaft her- 
vor. Die römischen Magistrate werden in der Volksversammlung 
gewählt; der Senat wird allerdings bi anderer Weise gebildet. 
Da jedoch die ehemaligen Magistrate Mitglieder des Senates 
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werden, so bestimmt das Volk auch hier, wenigstens mittelbar, 
die Zusammensetzung dieser KSrperschaft. 

So verschieden nun auch auf den ersten Blick die Auf- 
gaben der heutigen Volksvertretung gegenüber den Funktionen 
der gewählten Magistrate und Ratsmitglieder in der antiken 
Republik erscheinen, so lassen sich doch auch gewisse Ana- 
logien feststellen. Es ist insbesondere die Vorberatong aller 
Gesetzentwürfe und die Kontrolle über die gesamte Staats- 
verwaltung, welche der antiken Ratsversammlung anvertraut 
sind. In bezug auf die Gesetzgebung hat die Volksversammlung 
die Stellung des Königs in der heutigen konstitutionellen Mo- 
narchie; sie sanktioniert oder verwirft die vom Rate (Senat, 
Bule) beschlossenen Gesetzesvorlagen; sie ist dagegen regel- 
miLfiig nicht befugt, dieselben abzuändern. Hierüber sowie über 
die Finanzkontrolle der athenischen Ratsversammlung hat uns 
das neu aufgefundene Werk von Aristoteles „Über das Staats- 
wesen der Athener", Kapitel 43 bis 49, wertvolle Aufklärungen 
gebracht. 

Aus dem Vorstehenden dürfte klar geworden sein, daß für 
die antike Republik die Frage, in welcher Weise die Bürger an 
den Wahlen der Beamten und Ratsmänner beteiligt sein sollen, 
eine ähnliche Bedeutung besaß wie das Problem des heutigen 
parlamentarischen Wahlrechtes. Dem demokratischen Grundsatze 
des gleichen Stimmrechtes aller freien Bürger — die Sklaven 
kamen selbstverständlich nicht in Betracht — stand das aristo- 
kratische Prinzip gegenüber, wonach nur eine bestimmte Gruppe 
der Staatsangehörigen, z. B. nur die Grundbesitzer und Kapita- 
listen, oder zwar alle Bürger, aber im verschiedenen Maße, in 
Stände oder Klassen geteilt, ein Stimmrecht zugewiesen erhalten. 
Zuweilen war das aktive Wahlrecht demokratisch gestaltet. 
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d. h. es hatten alle Bürger, auch die unbemittelten, ein Stimm- 
recht; hingegen sollte das passive Wahlrecht nur den bevor- 
zugten Klassen zuteil werden. Das war einer der Grundgedanken 
der solonischen Verfassung, Über welche wir jetzt durch die 
oben angeitihrte Schrift von Aristoteles ebenfalls manche Auf- 
klärung erhalten haben. 

Wenn man nun außerdem erwÄgt, daß die Ausübung des 
Wabh-echtes weder die einzige noch die wichtigste Funktion 
des aktiven Staatsbürgers im Altertum gewesen ist, indem ja 
die Volksversammlung in allen wichtigen Fragen des Staats- 
lebens selbst Beschlüsse zu fassen hatte, dann wird es klar, 
daß hier die Frage des Stimmrechtes noch eine größere Wichtig- 
keit besaß als in dem modernen Kulturstaate, insbesondere in 
der parlamentarischen Monarchie. So erscheint es denn be- 
greiflich, daß ^ch an die Frage des Stimmrechtes die heftigsten 
politischen Kämpfe in den antiken Republiken geknüpft haben*) 
und als ein besonderer Ruhm den leitenden Staatsmännern an- 
gerechnet wurde, wenn es ihnen gelang, dieses politische Pro- 
blem, wenigstens auf absehbare Zeit, in befriedigender Weise 
zu lösen. 

Bei dieser Sachlage kann es auch nicht wundernehmen, 
daß die antike Wissenschaft vom Staate sich schon frühzeitig 
mit der Frage der politischen Berechtigung der Staatsbürger 
be^t hat. Der erste und bedeutendste griechische Sophist, 
Protagoras, hat sich, wie ich an anderer Stelle näher darlegen 
werde, bereits mit diesem Probleme beschäftigt; von Piaton und 
namentlich von Aristoteles sind uns ausführliche Erörterungen 
über diese Frage erhalten, ohne daß dieselben bisher aus dem 



*) Vgl. meine nUntersuchungen zum Sokratesprozease", S. 44. 



lyGOOgIC 



— 40 — 

Gesichtspunkte der modernen WaMrechtsfragen gewürdigt worden 
wären, Piaton macht in seinem Dialoge „die Gesetze" Vorschläge 
über die Bildung des „Rates", welche an manche moderne Ein- 
richtungen gemahnen. Die Bürger sollen in vier Vermögens- 
klassen eingeteilt werden; aus jeder Klasse wird ein Viertel 
des Rates gewählt unter Zugrundelegung eines sehr kompli- 
zierten Wahlverfahrens. Von unvergänglichem Werte sind aber 
die Erörterungen, welche Aristoteles im dritten und siebenten 
Buche seiner „Politik" dem Probleme des Stimmrechtes widmet. 
Auf Grund tiefer, philosophischer Erwägungen über das Prinzip 
der Gleichheit und Gerechtigkeit und gestützt auf ein reiches 
Material der Erfahrung untersucht er die Gründe für eine Be- 
vorzugung bestimmter Volksklassen im Staatsleben. Er gelangt 
zu dem Ergebnisse, daß die meisten Eigenschaften, welche eine 
solche Bevorzugung rechtfertigen sollen, mit der einzigen Aus- 
nahme der sitUichen Tüchtigkeit, einer ernsten Prüfung nicht 
standhalten. 

Vor allem wendet sich unser Philosoph dagegen, daß dem 
Reichtume eine ausschlaggebende Bedeutimg bei der Zuteilung 
der politischen Rechte innewohne. Das Stimmrecht nach dem 
Vermögen abzustufen, sagt er, wäre nur dann richtig, wenn 
man in dem Staate eine Handelsgesellschaft erblicken würde. 
Hier erscheint es allerdings gerecht, daß deijenige, welcher eine 
Kapttalseinlage von 100 Minen eingebracht hat, auch hundert- 
mal mehr Rechte besitze, als der nur mit einer Einlage von 
einer Mme Beteiligte, Der Staat ist aber von einer solchen 
Erwerbsgesellschaft durchaus verschieden; er Ist eine sitthche 
Institution. 

Soll schon das Vermögen bei der Verteilung der Bürger- 
rechte im Staate Berücksichtigung Snden, dann muß die Klasse 
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der Besitzlosen mindesteas das gleiche Becht erhalten, wie die 
Klasse der Reichen. Aristoteles macht hier den Vorschlag, diese 
beiden Hauptklassen der Bevölkerung zu Kurien umzugestalten, 
um jede M^orisierung der Reichen durch die Armen und um- 
gekehrt der Armen durch die Reichen zu verhüten. Kein Gesetz 
soll zustande kommen, ohne ein Obereinstimmendes Votum dieser 
beiden Kurien. Lauten jedoch die Beschlüsse derselben ent- 
geg:enge setzt, so ist zu untersuchen, wie das Stimmenverhältnis 
innerhalb der Kurien lag. Durch Zusammen Zählung der Majorität 
einer Kurie und der Minorität der anderen Kurie erscheint es 
dann möglich, ein endgültiges Votum festzustellen. Waren freilich 
die Beschlüsse der Kurien einstimmig gefaßt, dann bleibt dieser 
Ausweg versperrt und es könnte nur das Los entscheiden. 

Diese wenigen Andeutungen dürften ^enü^en, um den Ge- 
dankenreichtum unseres Philosophen auch für eiir Gebiet vor 
Augen zu führen, welches scheinbar ausschließlich den poli- 
tischen Streitfragen der Neuzeit angehört. Immer wahr bleiben 
seine Worte, mit welchen er das dritte Kapitel des siebenten 
Buches schließt: „So schwer es indes auch sein mag, das 
Richtige in bezug auf das Gleiche und Gerechte aufzufinden, so 
ist dies doch noch leichter, als diejenigen davon zu Überzeugen, 
welche die Gewalt in Händen haben; denn das Gleiche und 
Gerechte wird immer nur von den Schwächeren verlangt, 
während die Gewalthaber sich nicht darum kümmern." Und fast 
prophetisch klingt sein Ausspruch: „In den voltreichen Staaten 
unserer Tage wird eine andere Verfassung als die demokratische 
nicht leicht mehr haltbar sein." 
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